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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9 V 21/07 B 
 
L 4 V 5/07 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 6 V 7/04 (SG Trier) 
 
 
 
 
..............................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ....................................................., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch den Präsidenten des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Februar 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   D a u    

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 17. Oktober 2007 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens 

nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) hat durch Urteil vom 17.10.2007 die 

Auffassung des Beklagten und die erstinstanzliche Entscheidung bestätigt, wonach bei dem als 

Soldat im Zweiten Weltkrieg gesundheitlich geschädigten Kläger keine weiteren als die bereits 

- ohne rentenberechtigende Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) - anerkannten 

Schädigungsfolgen vorliegen und kein Anspruch auf Versorgung nach einer MdE um 30 vH 

besteht. Die Revision hat das LSG nicht zugelassen. 

 

Dagegen hat der Kläger Beschwerde zum Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Er macht 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und Verfahrensfehler geltend.  

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil die behaupteten Zulassungsgründe nicht so dargelegt und 

bezeichnet sind, wie dies § 160a Abs 2 Satz 3 SGG verlangt. 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche Rechtsfragen sich stellen, dass 

diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder 

Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine 

Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der Beschwerdeführer 

mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) 

Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwirkung 

(BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen 

genügt die vorliegende Beschwerdebegründung nicht, weil der Kläger keine konkrete 

klärungsbedürftige Rechtsfrage formuliert.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen zur Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf 

dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). Nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 
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Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Danach können die Beweiswürdigungsrügen (Verstoß gegen § 128 Abs 1 Satz 1 SGG) des 

Klägers nicht zur Zulassung der Revision führen. Es ist auch nicht zulässiger Gegenstand einer 

Nichtzulassungsbeschwerde, ob das LSG richtig entschieden hat (vgl BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 7 S 10). 

 

Soweit der Kläger außerdem rügt, das LSG habe ihn rechtlich nicht ausreichend gehört 

(Verstoß gegen § 62 SGG), indem es einen Schriftsatz vom 26.3.2007 unberücksichtigt 

gelassen habe, ist damit ein Zulassungsgrund nicht genügend bezeichnet. Das Gericht muss 

den Vortrag eines Beteiligten zur Kenntnis nehmen und in seine Erwägungen einbeziehen. 

Dass dies geschehen ist, ist grundsätzlich anzunehmen, wenn ein Gericht den Vortrag - wie 

hier den Schriftsatz des Klägers vom 26.3.2007 - entgegengenommen hat; die 

Entscheidungsgründe müssen nicht zu allen vorgetragenen Fragen Stellung nehmen. Der 

Kläger hätte deshalb Umstände nennen müssen, aus denen sich ergibt, dass das LSG den 

entgegengenommenen Vortrag hier ausnahmsweise unbeachtet gelassen und nicht in seine 

Erwägungen einbezogen hat. Daran fehlt es. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist nach § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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